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und Privilegien zwischen Mitgliedern der Behörde, die ihre 
Verpflichtung im Zusammenhang mit Aktivitäten auf dem 
Meeresboden gröblich verletzen — werden durch eine 
%-Mehrheit entschieden. Für 8 weitere Fragen - darunter 
Vereinbarungen mit anderen zwischenstaatlichen Organi­
sationen — ist eine ^-Mehrheit vorgesehen.

Durch dieses Abstimmungsverfahren wird gewährlei­
stet, daß wichtige Entscheidungen der Meeresbodenbe­
hörde nur unter Berücksichtigung der Rechte und legitimen 
Interessen aller sozial-ökonomischen Systeme getroffen 
werden können.

Verbesserungen konnten auch bei der Formulierung 
einer antimonopolistischen Klausel erreicht werden, durch 
die insbesondere verhindert werden soll, daß die trans­
nationalen Monopole die reichsten Vorkommen an Man- 
ganknollen ausbeuten können und den Meeresgrund und 
-Untergrund monopolisieren.

Detailliertes System der friedlichen Streitbeilegung

Der Konventionsentwurf sieht ein detailliertes System der 
friedlichen Beilegung von Streitfällen über die Auslegung 
und Anwendung der Konvention vor (Art. 279 bis 299).

Ausgehend von der in Art. 2 und 33 der UN-Charta nie­
dergelegten Verpflichtung aller Staaten, ihre Streitigkeiten 
mit ausschließlich friedlichen Mitteln zu regeln, wird den 
Staaten die freie Wahl der Mittel eingeräumt. Im Vergleich 
zu bisherigen Konventionen neu ist eine Regelung, wonach 
die in einem Streitfall verwickelten Staaten die Pflicht 
haben, sofort in einen Meinungsaustausch darüber einzu­
treten, auf welche Weise der Streitfall am schnellsten fried­
lich zu regeln ist Sollte dieser Meinungsaustausch zu kei­
nem Ergebnis führen bzw. sollte es nicht möglich sein, 
durch die zwischen den Streitparteien vereinbarten Mittel 
den Streit beizulegen, sind diese verpflichtet, die in der 
Konvention vorgesehenen Verfahren anzuwenden.

Dazu gehört zunächst das Vermittlungsverfahren. Da­
nach müssen die Streitparteien sich auf eine Vermittlungs­
kommission von 5 Mitgliedern einigen. Die Liste dieser in 
Frage kommenden Vermittler wird beim Generalsekretär 
der Vereinten Nationen geführt, wobei jeder Staat das 
Recht hat, bis zu 4 Personen seiner Staatsbürgerschaft zu 
benennen.

Die Vermittlungskommission muß innerhalb von 12 Mo­
naten die Streitparteien anhören, den Streitfall untersu­
chen und den Streitparteien Vorschläge unterbreiten, die 
nach ihrer Auffassung geeignet sind, den Streit beizulegen. 
Die Kommission unterbreitet den Streitparteien also nur 
Vorschläge, die für diese nicht verbindlich sind.

Sollte ein Streit im Vermittlungsverfahren nicht beizu­
legen sein, so kann auf Antrag e i n e r  Streitpartei ein 
obligatorisches Verfahren angewendet werden. Als Insti­
tutionen dafür werden genannt:
— der Internationale Gerichtshof der Vereinten Nationen 

(Art. 92 bis 96 der UN-Charta),
— der Internationale Seegerichtshof (der entsprechend 

Anhang VI der Konvention geschaffen wird),
— ein Schiedsgericht (das in Übereinstimmung mit An­

hang VII der Konvention gebildet wird),
— ein spezielles Schiedsgericht (das gemäß Anhang VIII 

der Konvention konstituiert wird).
Alle Verfahren vor diesen Institutionen unterscheiden 

sich vom Vermittlungsverfahren dadurch, daß ihre Ent­
scheidungen für die Streitparteien rechtsverbindlich sind.

Allerdings hat jeder Staat die Möglichkeit, im Zusam­
menhang mit dem Beitritt zur Konvention institutionell 
und sachlich bestimmte Verfahren auszuwählen. So kann 
er nach Art. 287 erklären, welche der genannten Institutio­
nen er für eine obligatorische Streitbeilegung akzeptiert. 
Außerdem kann jeder Staat erklären, daß er für Fragen 
der Abgrenzung von Seegebieten, für militärische Aktivi­
täten auf den Ozeanen und für Fragen, die vom Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen behandelt werden, ein

obligatorisches Streitverfahren der genannten Art ablehnt 
(Art. 298).

Der Internationale Seegerichtshof besteht aus 21 Rich­
tern, die von den Teilnehmerstaaten gewählt werden. In 
ihm gibt es eine Meeresbodenkammer mit 11 Richtern, 
die speziell für Streitigkeiten bei der Erforschung und 
Ausbeutung des Meeresgrundes und -Untergrundes zu­
ständig ist Außerdem können vom Seegerichtshof mit 
Zustimmung der Streitparteien Spezialkammern gebildet 
werden. Die Entscheidungen dieses Gerichtshofs werden 
mit einfacher Mehrheit getroffen.

Die Schiedsgerichte zur Beilegung von Streitfällen wer­
den ad hoc tätig; ihre Zusammensetzung wird durch die 
Streitparteien vereinbart. Spezielle Schiedsgerichte können 
für Fragen der Fischerei, des Meeresumweltschutzes, der 
wissenschaftlichen Meeresforschung und der Schiffahrt ge­
bildet werden.

Für Streitigkeiten, die mit dem Meeresbergbau im Zu­
sammenhang stehen, ist ein besonderes Verfahren vorge­
sehen (Art. 187 bis 191). Während der Internationale See­
gerichtshof in allen anderen Fragen des Seerechts und nur 
für Streitigkeiten zwischen Staaten zuständig ist, obliegt 
der Meeresbodenkammer des Internationalen Seegerichts­
hofs die Klärung von

a) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten hinsichtlich 
der Auslegung oder Anwendung dieses Teils der Konven­
tion;

b) Streitigkeiten zwischen einem Mitgliedstaat und der 
Meeresbodenbehörde hinsichtlich Handlungen oder Unter­
lassungen einer der Streitparteien, die von der anderen 
Streitpartei als Verletzung dieses Teils der Konvention 
betrachtet werden bzw. die ein Staat als Kompetenzmiß­
brauch der Behörde ansieht;

c) Streitigkeiten zwischen den Subjekten der Wirt­
schaftsverträge, d. h. der Meeresbodenbehörde bzw. dem 
Förderbetrieb der Behörde und Staaten, Staatsbetrieben, 
juristischen oder natürlichen Personen, hinsichtlich der 
Auslegung oder Anwendung eines bestimmten Wirtschafts­
vertrags oder Handlungen bzw. Unterlassungen einer 
Vertragspartei;

d) Streitigkeiten zwischen der Meeresbodenbehörde 
und einem Bewerber für einen Wirtschaftsvertrag, der alle 
Bedingungen für den Abschluß eines solchen Vertrags 
erfüllt;

e) Streitigkeiten zwischen der Meeresbodenbehörde 
einerseits und einem Teilnehmerstaat, einem Staatsbetrieb 
oder einer juristischen oder natürlichen Person anderer­
seits in den Fällen, in denen die Behörde für Schäden haft­
bar ist.

Damit ist im Völkerrecht zum ersten Mal ein Streitver­
fahren entwickelt worden, nach dem vor einem derartigen 
Gerichtshof nicht nur Staaten, sondern auch die Meeres­
bodenbehörde (als zwischenstaatliche Organisation) sowie 
natürliche und juristische Personen auftreten können. Das 
wirft einige weitreichende Fragen auf, z. B. die nach der 
staatlichen Souveränität, wenn ein Staat vor der Meeres­
bodenkammer von einer juristischen oder natürlichen Per­
son verklagt werden sollte. Um dieses Problem zu lösen, 
war eine Spezialregelung erforderlich: In diesem Fall 
kann der verklagte Staat von demjenigen Staat, der die 
Bürgschaft für die klagende juristische oder natürliche 
Person übernommen hat, verlangen, daß dieser Staat an 
Stelle der juristischen oder natürlichen Person als Partei 
im Streitfall auftritt. Sollte der bürgende Staat das ableh­
nen, so kann der verklagte Staat eine nach seinem inner­
staatlichen Recht gebildete juristische Person benennen, die 
an seiner Stelle als Streitpartei auftritt. Mit dieser Rege­
lung ist ausgeschlossen, daß eine juristische oder natür­
liche Person ein Verfahren vor der Meeresbodenkammer 
gegen einen Staat führen kann.

Um die Meeresbodenkammer nicht mit jedem Streit­
fall zu belasten, sind den Streitparteien einige weitere 
Möglichkeiten zur Streitbeilegung offengelassen:


